
UNO-Konvention zum Schutz der Rechte von Menschen mit Behinderungen vom 13. Dez. 2006: 
Artikel 25: Gesundheit 

Die Vertragsstaaten erkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das für sie erreichbare 
Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit ohne Diskriminierung  auf Grund ihrer Behinderung an. 
Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen,um Menschen mit Behinderungen Zugang zu 
geschlechtersensiblen Gesundheitsdiensten,einschließlich der gesundheitlichen Rehabilitation, zu 
gewährleisten.  
Die Vertragsstaaten werden insbesondere 
a) Menschen mit Behinderungen dasselbe Angebot, dieselbe Qualität und denselben Standard an kostenloser 
oder bezahlbarer Gesundheitsversorgung zur Verfügung stellen wie anderen Menschen, einschließlich auf dem 
Gebiet der sexuellen und reproduktiven Gesundheit sowie bevölkerungsbezogener Programme im Bereich der 
öffentlichen Gesundheit; 
b) die Gesundheitsdienste anbieten, die von Menschen mit Behinderungen speziell wegen ihrer Behinderungen 
benötigt werden, gegebenenfalls einschließlich der Früherkennung und Frühintervention, sowie Dienste, um 
weitere Behinderungen möglichst gering zu halten oder zu vermeiden, insbesondere bei Kindern und älteren 
Menschen; 
c) diese Gesundheitsdienste so gemeindenah wie möglich anbieten, auch in ländlichen Räumen; 
d) die Angehörigen der Gesundheitsberufe verpflichten, Menschen mit Behinderungen Betreuung von gleicher 
Qualität wie anderen Menschen zu erbringen, namentlich auf der Grundlage der freien Einwilligung nach 
vorheriger Aufklärung, indem sie unter anderem durch Schulungen und den Erlass ethischer Normen für die 
staatliche und private 
Gesundheitsversorgung das Bewusstsein für die Menschenrechte, die Würde, die Autonomie und die 
Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen erhöhen; 
e) die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in der Krankenversicherung und in der 
Lebensversicherung, soweit eine derartige Versicherung nach innerstaatlichem Recht zulässig ist, verbieten; 
derartige Versicherungen sind zu angemessenen und vernünftigen Bedingungen anzubieten; 
f) die diskriminierende Vorenthaltung von Gesundheitsversorgung oder Gesundheitsdiensten oder von 
Nahrungsmitteln und Flüssigkeiten auf Grund einer Behinderung verhindern. 
 

Artikel 26: Habilitation und Rehabilitation 
1. Die Vertragsstaaten treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, namentlich auch durch Rückgriff auf 
Unterstützung durch andere Menschen mit Behinderungen, um Menschen mit Behinderungen in die Lage zu 
versetzen, ein Höchstmaß an Unabhängigkeit, umfassende körperliche, geistige, soziale und berufliche 
Fähigkeiten sowie die volle Teilhabe und Teilnahme an allen Aspekten des Lebens zu erreichen und zu 
bewahren. Zu diesem Zweck organisieren, stärken und erweitern die Vertragsstaaten umfassende 
Habilitations-und Rehabilitationsdienste und -programme, insbesondere auf dem Gebiet der Gesundheit, der 
Beschäftigung, der Bildung und der Sozialdienste, dergestalt, dass diese Dienste und Programme 
a) im frühestmöglichen Stadium beginnen und auf einer multidisziplinären Bewertung der individuellen 
Bedürfnisse und Stärken beruhen; 
b) die Teilnahme und Teilhabe an der Gemeinschaft und an allen Aspekten des gesellschaftlichen Lebens 
unterstützen, freiwillig sind und Menschen mit Behinderungen so gemeindenah wie möglich, zur Verfügung 
stehen, auch in ländlichen Räumen. 
2. Die Vertragsstaaten fördern die Entwicklung der Aus- und Fortbildung für Fachkräfte und Mitarbeiter in 
Habilitations- und Rehabilitationsdiensten. 
3. Die Vertragsstaaten fördern die Verfügbarkeit, Kenntnisse und die Verwendung von Geräten und assistiven 
Technologien, die für Menschen mit Behinderungen bestimmt sind, für die Zwecke der Habilitation und 
Rehabilitation. 
 

 


